
Trotz Demo-Verboten: Kleinere
Corona-Proteste in Berlin
BERLIN – Nach dem Verbot von zwei Demonstrationen von Gegnern
der Corona-Politik in Berlin hat die Polizei am Samstag große
Versammlungen zunächst verhindert. Ursprünglich waren 16.000
Menschen angemeldet gewesen.
Bis zum Nachmittag waren nach Schätzungen Hunderte Menschen
nahe dem Brandenburger Tor und im Tiergarten unterwegs. Nahe
dem  Potsdamer  Platz  versammelten  sich  hartnäckig  größere
Gruppen. Sie wurden mit Lautsprecherdurchsagen immer wieder
aufgefordert,  zu  gehen  und  sich  an  die  Corona-Regeln  zu
halten. Viele trugen keine Masken und hielten Abstände nicht
ein.

Die Polizei stoppte Reisebusse und erteilte Platzverweise. Sie
sperrte mit Gittern das Brandenburger Tor, die Siegessäule und
die Straße des 17. Juni ab. Am Rande des Tiergartens war zu
sehen,  wie  die  Beamten  die  Personalien  von  Demonstranten
aufnahmen. Nach Angaben der Polizei mussten bis zum frühen
Nachmittag  knapp  hundert  Menschen  «in  ihrer  Freiheit
vorübergehend beschränkt» werden. «Dazu zählten insbesondere
Personenüberprüfungen  und  Platzverweise  nach  verschiedenen
Verstößen», twitterte die Polizei. Später hieß es, es habe
auch Festnahmen gegeben.

Am Freitagabend hatte das Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin-
Brandenburg das Verbot von zwei Demonstrationen bestätigt. Die
negativen Erfahrungen aus der jüngsten Vergangenheit mit dem
zu  erwartenden  Teilnehmerkreis  aus  der  «Querdenker-Szene»
rechtfertige die Annahme, dass gerade an den prominenten Orten
der Stadt die notwendigen Hygienemaßnahmen nicht eingehalten
würden, so das OVG.

Im Internetkanal Telegram hieß es am Samstag zu der unter
«Pfingsten in Berlin» laufenden Aktion: «Wir geben nicht auf!»
Auf  Transparenten  machten  Demonstranten  gegen  die
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Bundespolitik  Stimmung,  Politiker  wurden  mit  einer  Puppen-
Installation  verhöhnt.  Vertreten  waren  junge  und  alte
Menschen,  die  Stimmung  wirkte  überwiegend  friedlich,  die
Szenerie eher alternativ.

Die Demonstrationen waren für Samstag und Sonntag mit dem
Titel  «Für  Frieden,  Freiheit  und  Grundrechte»  und  jeweils
16.000 Teilnehmern angemeldet worden. Die Polizei hatte eine
Reihe  von  Demonstrationen  am  Pfingstwochenende  in  der
Hauptstadt mit der Begründung untersagt, frühere Kundgebungen
hätten  gezeigt,  dass  die  Demonstranten  bewusst  die
vorgeschriebenen Masken und Abstände ignorieren würden. Alle
Verbote wurden von den Gerichts-Instanzen bestätigt.

Ungeachtet der Gerichtsentscheidung plante die Polizei einen
Großeinsatz  mit  rund  3000  Polizisten  am  Wochenende.
Unterstützung  kam  aus  anderen  Bundesländern  und  von  der
Bundespolizei. Man müsse sich auch darauf einstellen, dass
sich Demonstranten nicht an Verbote hielten, hieß es vorab.

93  verletzte  Polizisten  in
Berlin:  59  Festnahmen  nach
Gewalt-Demo der Hamas-Freunde
BERLIN – Bei der propalästinensischen Demonstration in Berlin-
Neukölln sind am Samstag 93 Polizisten verletzt worden.Wie die
Berliner  Polizei  mitteilte,  wurden  insgesamt  59  Menschen
festgenommen  –  unter  anderem  wegen  schweren
Landfriedensbruchs,  gefährlicher  Körperverletzung,  tätlicher
Angriffe auf Vollstreckungsbeamte sowie Gefangenenbefreiung.
Bei weiteren 150 Menschen seien die Identität festgestellt und
Anzeigen gestellt worden.
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Bei den vier angekündigten Demonstrationen gegen das Vorgehen
Israels im Gaza-Krieg seien insgesamt rund 900 Einsatzkräfte
im  Dienst  gewesen.  Auf  der  Sonnenallee  war  es  zu  Gewalt
gekommen, nachdem die Polizei die Versammlung wegen Verstößen
gegen die Corona-Hygieneregeln für aufgelöst erklärt hatte.
Demonstranten widersetzten sich und warfen Steine, Flaschen
und Böller auf die Polizei, die Beamten setzten Pfefferspray
ein.

Zehnfache Kosten für ZOB – IT
ein  Witz:  Jahresbericht  des
Rechnungshofs vorgestellt
BERLIN – «Seit Jahren leidet die Berliner Verwaltung an einer
uneinheitlichen, teilweise veralteten Technik», beklagte die
Präsidentin des Rechnungshofs, Karin Klingen, heute bei der
Vorstellung des ersten Teils des Jahresberichts ihrer Behörde.
«Die  Auswirkungen  sind  gerade  in  der  aktuellen  Situation
deutlich zu spüren.»
Der Senat hatte 2016 beschlossen, die unterschiedlichen IT-
Systeme in den Berliner Verwaltungen an einen zentralen IT-
Dienstleister  zu  übertragen.  Dieser  sollte  bis  Ende  des
kommenden Jahres 40 000 Arbeitsplätze betreiben. Doch auch
fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  sei  «eine
vollständige Migration durch keine einzige Behörde erfolgt»,
teilte der Rechnungshof mit.
Die  Senatsverwaltung  für  Inneres  habe  es  versäumt,
erforderliche Daten über die unterschiedlichen IT-Systeme der
Behörden zu erheben, heißt es in dem Bericht. Es fehle zudem
eine  Übersicht  über  den  Finanzierungsbedarf,  kritisierte
Klingen. Neben der IT-Übertragung bemängelte der Rechnungshof
stark gestiegene Baukosten und Verzögerungen beim Umbau des
ZOB: Die Kosten hätten sich von ursprünglich geplanten 3,7

https://berlinjetzt.com/2021/04/26/zehnfache-kosten-fuer-zob-it-ein-witz-jahresbericht-des-rechnungshofs-vorgestellt/
https://berlinjetzt.com/2021/04/26/zehnfache-kosten-fuer-zob-it-ein-witz-jahresbericht-des-rechnungshofs-vorgestellt/
https://berlinjetzt.com/2021/04/26/zehnfache-kosten-fuer-zob-it-ein-witz-jahresbericht-des-rechnungshofs-vorgestellt/


Millionen Euro auf 39 Millionen Euro verzehnfacht.
Die  Haushaltsexpertin  der  AfD-Abgeordnetenfraktion,  Kirstin
Brinker,  führte  die  Liste  der  Mängel  fort.Der  rotrotgrüne
Senat verschleudere weiter das Geld der Berliner, sagte sie
und  monierte,  dass  bei  der  Hälfte  der  110.000
Landesbediensteten  nie der Bedarf ermittelt wurde, obwohl die
Personalkosten  fast  ein  Drittel  des  Landeshaushaltes
ausmachen.  Hier  bestehe  dringender  Nachholbedarf,  auch  um
auszuschließen,  „dass  rotrotgrüne  Parteigenossen  mit  gut
dotierten Posten versorgt“ würden.
 

Claudia  Pechstein  mit  90,3
Prozent  auf  Platz  6  der
Berliner CDU-Liste gewählt
BERLIN – Nun ist es perfekt: Die fünfmalige Eisschnelllauf-
Olympiasiegerin Claudia Pechstein wird für die CDU im Berliner
Bezirk Treptow-Köpenick bei der Bundestagswahl antreten. Der
Berliner Landesverband setzte sie heute auf einem digitalen
Parteitag  mit  einer  Zustimmung  von  90,3  Prozent  auf  den
aussichtsreichen Listenplatz 6. Pikant: Die aus dem früheren
Ostberlin stammende 49-Jährige tritt dabei im direkten Duell
im Wahlkreis gegen den Linke-Politiker Gregor Gysi an.

In ihrer Vorstellungsrede stellte die in Marzahn geborene und
seit zehn Jahren in Köpenick lebende Jung-Politikerin (49) das
Thema Leistung in den Mittelpunkt.

„Als  Spitzensportlerin  ist  mein  Leben  geprägt  vom
Leistungsgedanken“, gab sie zu und bekannte auch, dass es der
frühere  Bundeskanzler  Helmut  Kohl  war,  der  bei  ihr  erste
Sympathien für die CDU weckte.
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„Ich bin kein Politprofi und werde es so schnell auch nicht
werden,  wie  Sie  an  diesem  Auftritt  sicherlich  merken“,
scherzte sie, denn ihr Auftritt war nahezu perfekt. Pechstein
stellte dann aber auch klar:

„Jeder, der mich ein wenig kennt, weiß dass ich meine Meinung
sage, wenn ich gefragt werde. Und auch dann dazu stehe, wenn
es unbequem wird.“

Auch das eine deutliche Ansage, dass sie bei einem durchaus
möglichen Einzug in den Deutschen Bundestag nicht vorhat, es
sich dann dort in einer hinteren Reihe gemütlich zu machen.

Gerade in der heutigen Zeit hätten viele Menschen um sie herum
existenzielle Probleme. Und es sei 100 Mal wichtiger, dass
Politiker  hier  für  Verbesserungen  sorgten,  als  „darüber
nachzudenken, wo wir das nächste Gendersternchen setzen, ob
ein Konzert noch deutscher Liederabend heißen darf oder ob es
uns noch erlaubt ist, Indianerhäuptling zu sagen.“

Sie sei nicht so vermessen, anzunehmen, dass es ihr gelingen
könne, Gregor Gysi den Wahlkreis abzujagen. Aber sie werde
kämpfen, damit die CDU in ganz Berlin wieder spürbar zulege:
„Lassen Sie uns alle gemeinsam im September Gold gewinnen!“

 

Foto:  (v.l.)  CDU-Generalsekretär  Stefan  Evers,  Claudia
Pechstein  und  Maik  Penn,  CDU-Kreisvorsitzender  in  Treptow-
Köpenick

 



Satte  Bußgelder  wegen
illegaler  Ferienwohnungen  in
Berlin
BERLIN – Gegen Anbieter ungenehmigter Ferienwohnungen haben
Berliner  Bezirke  seit  2018  Bußgelder  in  Millionenhöhe
verhängt.
Alleine in sieben Bezirken der Hauptstadt belief sich die
Summe auf 3,4 Millionen Euro. Den größten Anteil daran hält
Friedrichshain-Kreuzberg.

Wer seine Wohnung als Ferienwohnung vermieten will, benötigt
in Berlin dafür seit 2014 eine Genehmigung. Das entsprechende
Gesetz wurde 2018 vom Senat noch verschärft. Seither brauchen
auch diejenigen Anbieter zumindest eine Registriernummer, die
lediglich ein Zimmer an Touristen untervermieten wollen. Eine
darüber hinaus gehende Genehmigung benötigen sie dann, wenn
das  Zimmer  mindestens  halb  so  groß  ist,  wie  die  gesamte
Wohnung.

Hunderte  Registriernummern  wurden  in  den  Bezirken  seither
vergeben. Sie sollen auf den Portalen den Nachweis liefern, ob
es sich um ein legales Angebot handelt. Doch aus Sicht der
Bezirke  funktioniert  das  nach  wie  vor  nur  unzureichend.
«Bedauerlicherweise  veröffentlichen  die  Onlineportale  die
Angebote nach wie vor, auch ohne Angabe der Registriernummer»,
heißt es etwa vom Bezirksamt Mitte.

Das größte Online-Portal in Berlin, Airbnb, weist die Kritik
der Bezirke zurück und fordert vor allem ein Online-Verfahren
zur Vergabe der Registriernummer. Ein solches Online-Verfahren
gebe es etwa bereits in Hamburg. «Bereits einen Monat nach
Inkrafttreten des digitalen Registrierungssystems wurden dort
mehr  Registrierungsnummern  ausgestellt,  als  in  Berlin
innerhalb  eines  Jahres»,  hieß  es  weiter  von  Airbnb.  Der
Berliner  Senat  verweist  hingegen  auf  unterschiedliche
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Genehmigungsbedingungen  in  der  Hansestadt.

Der Senat verschärfte Mitte Februar das Gesetz noch einmal.
Künftig sollen Online-Portale in der Hauptstadt Angebote ohne
vorhandene  Registriernummer  nicht  veröffentlichen  dürfen.
Zudem soll nun jeder Anbieter eine solche Nummer beantragen
müssen – unabhängig von der Größe des Zimmers oder ob es sich
um einen privaten oder gewerblichen Mieter handelt. Noch muss
das Gesetz im Abgeordnetenhaus verabschiedet werden. Wann es
in Kraft tritt, ist noch unklar.

Mit  Hammer  und  Kettensägen:
Polizei  räumt  bekannte
antifa-Kneipe in Kreuzberg
BERLIN – Begleitet von Protesten hat die Berliner Polizei am
Morgen  die  alternative  Kiezkneipe  «Meuterei»  in  Berlin-
Kreuzberg  geräumt.  Zwei  Frauen  wurden  dabei  aus  dem  Haus
gebracht.

Die linke Szene hatte Protestaktionen im ganzen Stadtgebiet
angekündigt. Wie die Polizei twitterte, wurden Nebeltöpfe und
Feuerwerkskörper gezündet. Eine Demonstration zog am Morgen
mit  rund  400  Teilnehmern  vom  Kottbusser  Tor  Richtung
Reichenberger  Straße.Eine  Gerichtsvollzieherin  war  in  der
«Meuterei» vor Ort, die Polizei wollte die Räume nach einer
Begehung  dem  Eigentümer  übergeben.  Polizisten  waren  unter
anderem mit Vorschlaghammer und Kettensäge im Einsatz. «Die
Räumung  des  Objektes  ist  plangemäß  verlaufen»,  sagte
Sprecherin  Anja  Dierschke.  Größere  Zwischenfälle  gab  es
demnach nicht.
In der Nacht gingen laut Polizei stadtweit hochwertige Autos
in Flammen auf. Vor dem Ordnungsamt Reinickendorf brannten
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Reifen,  die  Fassade  des  Gebäudes  wurde  beschädigt.  Ein
Zusammenhang  mit  den  linken  Protesten  werde  geprüft.  Das
Landeskriminalamt  ermittele.  15  bis  20  Leute  hätten  am
Kottbusser  Tor  versucht,  ein  Transparent  auf  der  Straße
auszurollen, so die Polizei. Dies wurde demnach gestoppt.

Die Polizei wollte in der Stadt mit insgesamt bis zu 1100
Kräften  im  Einsatz  sein.  Zwölf  Demonstrationen  waren
angemeldet.  Die  «Meuterei»  war  weiträumig  abgesperrt.  Die
Demonstranten standen hinter Gittern. Die Stimmung dort war
aufgeheizt,  es  flogen  vereinzelt  Böller.  Einige  Anwohner
schlugen während der Räumung auf ihren Balkonen auf Töpfe.
Viele  Demonstranten  trugen  Corona-Schutzmasken.  Sie  waren
schwarz gekleidet und riefen Slogans wie «Kneipen denen, die
darin saufen». Auf einem Transparent hieß es: «Die Zeichen
stehen auf Sturm».

Die Räumung der «Meuterei», deren Mietvertrag abgelaufen war,
galt in der linken Szene als Symbol für die Verdrängung der
alternativen Orte in Berlin. Bereits am Dienstagabend hatten
mehr als tausend überwiegend junge Menschen gegen die Räumung
demonstriert. Es gab dabei Festnahmen und Anzeigen.

Im Frühjahr wird in Berlin mit weiteren Auseinandersetzungen
um Symbole der linken und linksradikalen Szene gerechnet. Im
April  könnte  die  Auseinandersetzung  um  das  besetzte  Haus
«Rigaer 94» in Friedrichshain eskalieren. Dann naht schon der
1. Mai mit Ankündigungen von Protesten in Kreuzberg.

Berliner  Polizei  löst  Demo

https://berlinjetzt.com/2021/03/20/berliner-polizei-loest-demo-von-rechtsextremisten-auf/


von Rechtsextremisten auf
BERLIN  –  Die  Berliner  Polizei  hat  am  Samstag  eine
Demonstration  von  Rechtsextremen  im  Regierungsviertel
aufgelöst. Wie ein Sprecher der Behörde sagte, hatten die
Teilnehmer  des  Aufzugs  auf  der  Straße  des  17.  Juni  die
Auflagen zum Corona-Schutz nicht beachtet.Viele trugen keine
Masken und hielten keinen Mindestabstand. Die Teilnehmerzahl
lag laut Polizei im unterem dreistelligen Bereich, es gab
einige Festnahmen. Nach Angaben eines dpa-Reporters waren auch
Flaschen in Richtung von Gegenprotesten geflogen. Am Samstag
waren in Berlin mehrere Demonstrationen angemeldet, darunter
auch  gegen  die  Corona-Gesetze.  Bislang  sei  der  Tag  ohne
größere  Zwischenfälle  verlaufen,  erklärte  die  Polizei  am
frühen Nachmittag.
Die Polizei hatte zuvor bei den verschiedenen Protesten mit
einer  niedrigen  vierstelligen  Teilnehmerzahl  gerechnet.  Ein
Autokorso am frühen Morgen wurde wegen mangelnder Teilnehmer
abgesagt.  Zu  linken  Gegenprotesten  am  Boulevard  Unter  den
Linden kamen etwa 300 Menschen.

Die Polizei hatte sich auf ein größeres Geschehen am gesamten
Einsatztag eingestellt: Sie war nach eigenen Angaben mit bis
zu 1800 Kräften gewappnet. Für die Medien wurden erstmals
eigene  gesicherte  Anlaufstellen  vorbereitet.  Der
Verfassungsschutzchef Michael Fischer hatte vorab gesagt, alle
aufrufenden Gruppen hätten mehr oder weniger deutliche Bezüge
zu  Rechtsextremisten.  Darunter  seien  auch  gewaltbereite
Personen.

Grüne  wollen  bis  2035  ein
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Berlin  ohne  Autos  mit
fossilen Antrieben
BERLIN – Ein halbes Jahr vor der Wahl zum Abgeordnetenhaus
haben die Grünen ihren Plan für ein klimaneutrales Berlin
beschlossen. Die Delegierten eines Online-Parteitages stimmten
am Freitagabend für eine Null-Emissions-Zone (Zero Emission
Zone): Ab 2030 sollen demzufolge innerhalb des S-Bahn-Rings
keine Autos mit fossilen Antrieben mehr fahren, bis 2035 soll
das  Modell  auf  die  ganze  Stadt  ausgeweitet  werden.  Zudem
sollen  nach  dem  Willen  der  Öko-Partei  bis  2025  alle
landeseigenen Gebäude mit Solaranlagen ausgestattet sein und
bis  spätestens  2030  die  letzten  Kohlekraftwerke  vom  Netz
gehen.

Die Punkte bilden einen Schwerpunkt des grünen Programms für
die Wahl am 26. September. Keine Mehrheit fanden nach Angaben
eines Parteisprechers Anträge, die Null-Emissions-Zone schon
2025  umzusetzen  beziehungsweise  die  Innenstadt  bis  dahin
komplett autofrei zu machen, also etwa auch Elektro-Autos zu
verbannen.  Stattdessen  sollen  nach  dem  Willen  der  Grünen
überall in der Stadt autofreie Kieze entstehen und Anreize
geschaffen werden, damit Menschen freiwillig auf ihr Auto zu
verzichten.

Darüber  hinaus  will  die  Partei  Radverkehr,  Bus  und  Bahn
schnell  ausbauen  und  vor  allem  die  Außenbezirke  besser
anbinden. Der Tram-Ausbau soll dabei Vorrang haben, ein Ausbau
der  U-Bahn  an  Kriterien  geknüpft  werden  wie  ein  stark
steigendes Fahrgastaufkommen oder neue Umsteigemöglichkeiten.
Eine  Festlegung  auf  bestimmte  U-Bahn-Linien  lehnten  die
Delegierten nach Angaben des Parteisprechers ebenso ab wie
einen Antrag auf grundsätzlichen Stopp des U-Bahn-Ausbaus.
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Kirstin  Brinker  ist  neue
Landesvorsitzende  der
Berliner AfD
PAAREN (Brandenburg) – Machtwechsel an der Spitze der Berliner
AfD. Mit der knappesten Mehrheit von 122:120 Stimmen setzte
sich Kirsten Brinker  gegen die Bundestagsabgeordnete Beatrix
von Storch durch. Der bisherige Berliner Landesvorsitzende,
Georg  Pazderski,  der  auch  die  AfD-GFraktion  im  Berliner
Abgeordnetenhaus  führt,  trat  nicht  mehr  an,  nachdem  der
Parteitag  zuvor  mit  Mehrheit  beschlossen  hatte,  keine
Doppelspitze  für  die  Parteiführung  anzustreben.

Brinker, seit einiger Zeit im Streit mit Pazderski, trat mit
dem Versprechen an, sie wolle im Superwahljahr 2021 „frischen
Wind in die Partei bringen“. Neue stellvertretende Vorsitzende
wurde Jeanette Auricht.

Brinker kündigte an, alle Strömungen in der Berrliner AfD
wieder zusammenführen zu wollen, damit die Partei geschlossen
in die Bundestagswahl und die Wahl zum Deutschen Bundestag
ziehen könne.

GASTBEITRAG  MARCEL  LUTHE:
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Kein „Failed State“ aber ein
Sanierungsfall
von MARCEL LUTHE, MdA

Ist  Berlin  ein  „Failed  State“,  fragte  mich  Klaus  Kelle
kürzlich. Nachdem ich aus dem Lachen wieder herausgekommen
war, fand ich die Frage gar nicht mehr so unberechtigt.

Zunächst  einmal  kommt  es  –  wie  in  jeder  Debatte  zwischen
Bürgern  –  darauf  an,  Einigkeit  über  die  Begriffe  selbst
herzustellen. Der Urvater der deutschen Politolinguistik, der
ehemalige  CDU-Abgeordnete  Josef  Klein,  hat  mir  das  immer
wieder als typische Technik der Grünen angeführt: man nehme
einen  nach  allgemeinem  Konsens  aufgefüllten  Begriff,  höhle
diesen mit einem scharfen Löffel langsam, aber stetig aus und
fülle diesen mit einem neuen Inhalt.

„Liberalismus“ ist ein solches Beispiel. Oder auch „Soziale
Marktwirtschaft“. Wer sich die Mühe macht – wobei ich den Stil
auch heute noch sehr unterhaltsam finde – und Ludwig Erhards
„Wohlstand für alle“ liest, wird schnell feststellen, dass
dessen „Soziale Marktwirtschaft“ herzlich wenig mit dem zu tun
hat, was die meisten Menschen heute darunter verstehen. Die
heutige Wirtschaftsform der Bundesrepublik hätte Erhard als
Planwirtschaft  sozialistischer  Prägung  verstanden  –  mit
Aufweichungen in manchen Bereichen.

Insoweit  ist  auch  der  Begriff  des  „Failed  State“  nicht
eindeutig, denn diejenigen, die in souveränen Nationalstaaten
und deren Untergliederungen einen Garant von Freiheit, Frieden
und Wohlstand sehen, stellen andere Anforderungen an einen
Staat als diejenigen, die eine vollständige Nivellierung der
Verhältnisse  global  erreichen  wollen  oder  –  um  es  mit
Churchill zu sagen – die gleichmäßige Verteilung des Elends,
den Sozialismus.
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Aus sozialistischer Sicht ist Berlin eine Erfolgsgeschichte:
durch  die  auch  über  den  Königsteiner  Schlüssel  hinaus
erfolgreich verlangte Zuweisung von Flüchtlingen ist es nicht
nur  gelungen,  die  Wohnungsknappheit  in  Berlin  massiv  zu
verstärken, sondern der Senat hat durch die Anmietung von
Privatwohnungen zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen –
etwa eine möblierte 44-qm-Wohnung für 6.000 € monatlich –
zugleich erfolgreich die Preise für Wohnraum angeheizt. Diese
hausgemachte  Anhebung  der  Nachfrage  –  mit  praktisch
unbegrenzten finanziellen Mitteln – einerseits und die stetige
Verteuerung  von  Bauprojekten  durch  staatliche  Vorgaben  zur
Bauausführung  andererseits  führen  zu  einer  weiteren
Preissteigerung und damit dazu, dass immer mehr Angehörige der
Mittelschicht immer weiter verarmen und ebenfalls staatliche
Leistungsempfänger werden, während die Gutverdiener entweder
als „Immobilienhaie“ zum Feindbild stilisiert werden können
oder nach dem zweiten Brandanschlag auf ihr Auto Berlin gleich
ganz verlassen. So oder so entsteht, was für den Klassenkampf
notwendig  ist:  zwei  einander  feindselig  gegenüberstehende
Klassen.  Insoweit  ist  Berlin  kein  „Failed  State“  für
Sozialisten, denn er erodiert erfolgreich den Mittelstand.

Aber auch für Kapitalisten ist Berlin kein „Failed State“ –
vorausgesetzt, sie haben die richtigen Freunde im Senat. So
hatte der rot-rote Senat im Jahr 2004 erfolgreich landeseigene
Wohnungsbestände – so zum Beispiel 6.000 Wohnungen in Spandau
und Reinickendorf – an einen privaten Investor veräußert – für
immerhin rund 230 Millionen Euro. Und 2019 kaufte man dann
eben diese Wohnungen wieder zurück, um den bösen Miethai zu
bestrafen. Für etwa 930 Millionen Euro! Knapp 700 Millionen in
15 Jahren nur für das Halten eines Bestands – da kann man auch
als Kapitalist Berlin doch nur als Erfolgsprojekt sehen!

Es bleibt nur einer auf der Strecke: der eingangs von mir
erwähnte  Bürger  der  Mittelschicht,  denn  er  bezahlt  –  im
Gegensatz  zu  den  Transferleistungsempfängern  unter  und  den
klug beratenen Weltbürgern über ihm – mit einem immer größer



werdenden  Anteil  des  Staates  an  der  vom  Bürger
erwirtschafteten Leistung die Kapriolen, mit denen rot-rot-
grün ebenso wie rot-schwarz und rot-rot vor ihnen Freiheit,
Wettbewerb  und  Wirtschaft  vernichtet  und  Sozialismus
errichtet.

Für diese Bürger ist Berlin ein „Failed State“.

Aufgabe der Abgeordneten ist es, alle Bürger – den Souverän,
uns alle! – wahrheitsgemäß und vollständig anhand objektiver
Zahlen über die wahre Leistung der Regierung zu unterrichten
und  aufzudecken,  wo  und  für  wen  dieser  Staat  aktuell
scheitert.

In  den  vergangenen  viereinhalb  Jahren  habe  ich  dies  mit
zahlreichen  Anfragen  an  den  Senat  getan  und  musste
feststellen,  dass  praktisch  in  jedem  Politikfeld  Berlin  –
stets aus Sicht des mittelständischen Bürgers – gescheitert
ist.

Diese Geschichten – manche würden von Skandalen sprechen –
gehen meist deutlicher tiefer und sind vielschichtiger, als es
sich  auf  bestenfalls  einer  Zeitungs-  oder  Magazinseite
darstellen  lässt.  Und  jede  einzelne  wäre  in  einem
funktionierenden  Staat  nicht  möglich  gewesen,  hätte  aber
zumindest die Justiz und Opposition mit aller Entschlossenheit
auf den Plan gerufen. In Berlin erntet man damit in diesen
Kreisen bestenfalls ein müdes Schulterzucken.

Die Mittel, Berlin wieder auf den richtigen Kurs zu bringen,
sind aber vorhanden. Sie müssen nur von engagierten, freien
Abgeordneten und ihren ebenso freien und souveränen Wählern
angewendet werden.

Berlin  ist  also  nicht  vollkommen  gescheitert,  sondern  –
positiv gesehen – ein Sanierungsfall.

Marcel Luthe ist Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses.


